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Franz Hitze (1851-1921) und der »dritte Weg«
In der Neueren Geschichte hat es im deutschen und im europäischen Be-
reich bekanntlich drei umfassendere Ansätze ständestaatlichen Denkens
gegeben. Sie waren darauf angelegt, zwischen zwei jeweils gegebenen
Staats- und Gesellschaftsformen, die sich gegenseitig bekämpften, einen
dritten Weg zu entwerfen und zu verwirklichen, der die Fehler der abge-
lehnten Staatstypen vermeiden oder überwinden sollte. Die ständestaatli-
chen Entwürfe der politischen Romantik als erster Ansatz strebten einen
Typ des Staates an, der sowohl den gewalten teilenden Konstitutionalis-
mus wie auch den klassischen Absolutismus vermied. Die Ständelehren
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts suchten eine Gestaltung, die we-
der kapitalistische parlamentarische Demokratie noch marxistischer So-
zialismus sein sollte. Im Zwischenkriegs-Europa wollten die korporativen
Lehren bzw. Staaten einen Staat, der nicht »New York« und nicht »Mos-
kau« war, also ebenfalls weder Liberalismus noch Sozialismus. Franz
Hitze gehört mit seinem umfassenden berufs ständischen Gesellschafts-
und auch Staatskonzept, »Kapital und Arbeit und die Reorganisation der
Gesellschaft« 1, der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts an und ist ei-
ner der markantesten Vertreter jener zweiten Epoche ständischen Den-
kens.
In seinem großen Werk umschrieb Hitze den dritten Weg, das Leitbild
seiner jungen Jahre, folgendermaßen: »Kapitalismus und Socialismus
wollen die Ni v e 11 i run g, die politische und sociale Gleichheit,
die S t a n des los i g k e i t ; das heißt, dem Volke seine Poesie und
seine sittliche Kraft rauben.« 1. »Wir wollen >socialistische< Bindung der
gesellschaftlichen Kräfte, gegenüber der gesellschaftlichen Auflösung des
>Liberalismus<. Wir wollen ständische >Gliederung< der Gesellschaft, ge-
genüber der Unterschiedslosigkeit des socialistischen Volksstaates. Wir
wollen >ständische Freiheit und Gleichheit<, sowohl rechtlich, gegenüber
>junkerlichen Reactionsbestrebungen<, als auch factisch, gegenüber dem




persönliche Freiheit<, nicht bl os rechtlich, auch factisch, nicht blos die po-
litische Freiheit des Liberalismus und Demokratismus, auch nicht blas die
materielle des Socialismus, sondern die politische, sociale und materielle,
aber nur in und mit dem Stande, nur soweit, als der gesellschaftliche Be-
stand es zuläßt.«2
Dieser zweite Ansatz ständestaatlichen Denkens in der neueren Zeit, für
den hier aus dem deutschsprachigen Raum außer Hitze nochKarl von Vo-
gelsang genannt sei, fand, wie wir wissen, keine politische Verwirklichung
seiner Ideen. Die politische Romantik dagegen hatte vor allem durch
Adam Heinrich Müller3 die einzelstaatlichen Verfassungen im Deutschen
Bund und damit die innenpolitische Szene jener Zeit nachhaltig beein-
Hußt. Die Wiedergeburt der Stände und das Landesvaterturn im Zeitalter
des Biedermeier hatten in seiner Staatslehre den ideologischen Unterbau:
»Der Fürst steht zu seinem Volke, wie der Hausvater zu seiner Familie. «4
Die breite Welle ständestaatlichen Denkens nach dem ersten Weltkrieg
griff über ihren bedeutendsten Verfechter , den Begründer des U niversa-
lismus Othmar Spann, mit seinem »wahren Staat«5 unmittelbar auf Müller
zurück - für Spann der »größte deutsche Volkswirt«. Die faschistischen
Staaten, die sich ständisch gerierten (wie das Dritte Reich) oder ganz stän-
disch verfaßt waren (wie Italien), waren, wie immer sich Spann selbst nach
anfänglicher Bewunderung auch dazu stellte, teilweise Verwirklichungen
seiner Gedanken. Die sozialkatholische Linie ständischen Denkens, die
mit der Enzyklika »Quadragesimo anno« (1931) auf das Rundschreiben
»Rerum novarum« (1891) und somit zum Teil auch auf Vogelsang zurück-
griff, fand in Osterreich (1934-1938) und im PortugalSalazars Verwirk-
lichungen, die nicht gerade das Wohlwollen der Kirche hervorriefen. In·
jener Zeit, die sich als Beginn eines ganzen »Siede du Corporatisme« emp-
fand6, in der daher die Schriften Adam Müllers neu aufgelegt7, die in Auf-
sätzen verbreiteten Ideen Vogelsangs erstmals in Buchform zusammenge-
faßt wurden8, fand Hitz es Entwurf eines dritten Weges keine vergleich-
bare Reaktualisierung. Wie für eigentlich alle Ständestaatler war auch für
2 Ebda., VII.
3 Vgl. Adam Heinrich Müller, Die Elemente der Staatskunst, Berlin 1809, neu herausge-
geben von]. Baxa, Jena 1922; ders., Ausgewählte Abhandlungen, hrsg. von]. Baxa,
Jena 21933.
4 Elemente der Staatskunst, a. a.0., 100.
s Othmar Spann, Der wahre Staat, Vorlesungen über Abbruch und Neubau der Gesell-
schaft, Leipzig 1921.
6 Mihail Manoilesco (Professor, Nationalökonom, zeitweilig rumänischer Handels- u.
Verkehrsminister), Le Siede du Corporatisme, Paris 1934.
7 Vgl. Müller, Ausgewählte Abhandlungen.
8 Wiard von Klapp, Die sozialen Lehren des Freiherrn Karl von Vogelsang, Wien 21938.
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Hitze sein Ausgangspunkt die Furcht vor der sozialen Revolution gewe-
sen: »Der Socialismus wird kommen, entweder der absolute, socialdemo-
kratische des Staates, oder aber der relative, konservative, gesunde der
Stände. Socialistische Organisation der Stände: das ist die Lösung der so-
cialen Frage.«9
Die Kenntnis der situativen Unterschiede, die die Verfechter ständischer
Reorganisation in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts mehr oder we-
niger in einer politischen Randstellung ohne Aussicht auf Realisierung ih-
res Ziels beließen, ist Allgemeingut. Die Tatsache, daß auf Grund des all-
gemeinen wirtschaftlichen Aufschwungs und der politischen Faktoren
eine Staatsgestaltungskrise vor dem ersten Weltkrieg ausblieb und damit
eine totale Sozialreform nicht aktuell wurde, traf alle ständischen Modelle
jener Zeit gleichermaßen und kann kein Grund sein, daßHitze in den 30er
Jahren relativ geringe Erwähnung fand. Hitze war aber der einzige >Stän-
destaatler< (aller drei Ansätze), der seine korporativen Anschauungen
eben nicht durchgehalten, sondern sehr bald einschneidend und auf Dauer
revidiert hat. Im Gegensatz zu dem etwa eine Generation älteren Vogel-
sang, der ab 1859 seine Stände noch als teils erbliche, teils eben als beruf-
lich-berufsständische konzipierte, entwarf Hitze 1880 seine Gesell-
schaftsordnung bereits rein berufsständisch. In der Art jedoch, wie er in
grundsätzlicher Abweichung von dem üblichen Gliederungsprinzip aller
anderen Ständetheoretiker seine gesellschaftlich-wirtschaftliche Ordnung
aufgliederte, lag indessen bereits ein erster und entscheidender Schritt
vom reinen, gesellschaftlich wie politisch ständisch gegliederten Staat be-
schlossen, ein Schritt hinweg von systemüberwindender Sozialreform hin
zu systemimmanenter Sozialpolitik. Franz Hitze ist diesen Weg weiterge-
gangen und konnte daher für ständische Systeme eigentlich keine stichhal-
tige Referenz mehr sein.
1. Der Lebensweg Franz Hitzes
Die Bedeutung dieses einst so einflußreichen Zentrumspolitikers ist heute
vielfach in Vergessenheit geraten: »An der organisatorischen Festigung
und an der Ausbreitung der Ideen des sozialen Katholizismus in der Zeit
zwischen Kulturkampf und erstem Weltkrieg hatte wohl niemand so viel
persönlichen Anteil wie der Priester, Reichstagsabgeordnete und Profes-
sor Franz Hitze.«lo Hitze, der »Altmeister der deutschen Sozialpoli-
9 'oie Quintessenz der sozialen Frage, Paderborn 1880, zit. nach: Franz Müller: Franz
Hitze und sein Werk, Berlin 1928, 32 (hinfort zitiert als Müller I).
'0 Karl Heinz Grenner, Wirtschaftsliberalismus und katholisches Denken, Köln 1967,
251.
11
tik«l1, wurde am 18. 3.1851 in Hanemicke, Kreis Olpe/Westfalen, auf ei-
nem größeren Bauernhof geboren, der sich seit dem 16. Jahrhundert oder
noch länger im Besitz seiner Familie befand. Bei einem kurzen Blick auf
Leben und Wirken dieses katholischen Sozialpolitikers treten drei Dinge
als besonders charakteristisch für seine Persönlichkeit hervor: der frühe
Beginn einer selbständigen, eigenen Anliegen nachgehenden wissen-
schaftlichen >Nebentätigkeit<, welche die Unabhängigkeit seines Denkens
und Handelns begründete und für immer sicherte; das starke soziale En~
gagement, welches ein Leben lang ungebrochen durchgehalten wurde;
schließlich die Bindung an seine bäuerliche Herkunft und Heimat, die
dazu beigetragen haben mag, Hitze zunächst eben in einer ständischen
Ordnung die Lösung aller Probleme sehen zu lassen. Eine ganze Reihe der
Verfechter einer korporativem Lösung stammte ja aus ländlichen Berei-
chen; Vogelsang kam aus dem Landadel, Dollfuß z. B. war Bauernsohn.
In der Landwirtschaft war das Gefühl gemeinsamer Standeszugehörigkeit
wohl immer stärker gewesen als das einer Zugehörigkeit zu antagonisti-
schen Arbeitsmarktsparteien, waren Ansätze zu ständischer Organisation
eo ipso gegeben. Nicht von ungefähr war daher der »Berufsstand der
Land- und Forstwirtschaft« der zuerst geschaffene und auch der einzige
vollendete Berufsstand des österreichischen Ständestaats 1934-38 gewe-
sen, war der »Reichsnährstand« einziger Stand des Dritten Reiches.
Der Bauernsohn Hitze besuchte bis zu seinem vierzehnten Lebensjahr
eine einklassige Dorfschule und wurde nach Vorbereitung auf einer Rek-
toratsschule in die Untersekunda des Gymnasiums Paderborn aufge-
nommen. Der leicht überalterte Gymnasiast wurde durch einige antiqua-
risch erworbene Ausgaben der »Historisch- Politischen Blätter für das Ka-
tholische Deutschland« (Görres) so gefesselt, daß er nach und nach alle
Jahrgänge des Vormärz erwarb und durcharbeitete. Als er nach seinem
Abitur 1872 das Studium der Theologie in Würzburg aufnahm, waren
Ketteler und Kolping seine Leitbilder geworden. Zugewachsen war ihm
auch die den meisten Autodidakten typische Eigenschaft, immer persönli-
che Anliegen zur eigenen weiteren Vervollkommnung neben der eigentli-
chen beruflichen Tätigkeit zu verfolgen, mit der Bereitschaft, bisherige
Ansichten, wenn nicht mehr haltbar, auch zu korrigieren.
In Würz burg beschäftigte Hitze sich jenseits seines eigentlichen Studiums
vor allem mit soziologischer Lektüre und schrieb einige Aufsätze für die
11 Franz H. Mueller, Franz Hitze. Altmeister der deutschen Sozialpolitik, in:]ulius Sei-
ters, Hrsg., Portraits Christlich-Sozialer Persönlichkeiten I, Osnabrück 1965, 86 f.
(hinfort zitiert als Müller II; Prof. Fr. Müller änderte nach seiner Emigration die
Schreibweise des Namens).
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Zeitung »Bavaria«, was ihm in so jungen Jahren das Angebot der Schrift-
leitung eines heimatlichen Zentrumsblattes eintrug. 1875 trat er der
Würzburger Sektion der katholischen »Unitas« bei und hielt hier am 6.7.
75 seinen Eingangsvortrag über das selbst gewählte Thema »Die soziale
Frage und der moderne Sozialismus in Deutschland unter besonderer Be-
rücksichtigung des christlichen« 12, zu einer Zeit also, als der junge Pesch,
der spätere Begründer des Solidarismus, in der Bonner Sektion der Unitas
über ähnliche Themen referierte. Hitze hatte damit seinen Eingangsvor-
trag über das Grundthema seines späteren Lebens und Wirkens gehalten.
Bereits 1877 erschienen erste Vorträge Hitzes in Buchform 13. Dem jungen
Geistlichen wurde nach seinem Studium die Pius-Kaplanei am Campo
Santo in Rom angeboten; seine Reiselektüre dorthin war, für sein gesell-
schaftspolitisches Engagement bezeichnend, das »Kapital« von Marx. In
Rom selbst kam er dann auch mit Vagelsangs Lehren in Berührung und
studierte die Jahrgänge des »Vaterland«, der Zeitschrift, in der vor allem
Vagelsang seine Ideen verbreitet hatte. Die Frucht dieser Selbststudien
war das im Jahr seiner Rückkehr nach Deutschland (1880) veröffentlichte
Werk »Kapital und Arbeit«, das, wenn auch nicht systematisch geschrie-
ben, doch den ziemlich vollständigen Entwurf eines rein berufsständi-
schen Staates enthielt.
Die Rückkehr nach Deuschland bedeutete für den noch jungen >Theoreti-
ker<Hitze aber gleichzeitig den Eintritt in die praktische Sozialarbeit: Er
wurde als erster katholischer Geistlicher - eine zukunftsweisende Aus-
zeichnung - von den seelsorgerischen Pflichten für die reine Sozialarbeit
freigestellt und wurde hauptamtlicher Generalsekretär des gerade gegrün-
deten Verbandes »Arbeiterwohl«, dessen Vorsitzende der Mönchenglad-.
bacher Textilfabrikant Franz Brandts und der damalige sozialpolitische
Sprecher der Zentrumsfraktion, der spätere Graf H ertling , waren. Mit der
Wahl in das preußische Abgeordnetenhaus 1882 und, wenig später (1884),
auch in den Reichstag begann für den »agitierenden Kaplan«, wie Bis-
marck ihn rückblickend nanntel4, auch die sozialpolitische Praxis. Hitze
war ein außerordentlich tätiger Mann; neben seiner Arbeit im Verband
»Arbeiterwohl« und den beiden parallelen Mandaten war er Mitbegrün-
der und Vorstandsmitglied des 1890 gegründeten Volksvereins für das ka-
tholische Deutschland, war führend tätig in den katholischen Arbeiter-
vereinen, dann den christlichen Gewerkschaften, war der erste Inhaber
12 Inhaltsangabe bei Müller I, a. a. 0., 17 f.
13 Die soziale Frage und die Bestrebungen zu ihrer Lösung mit besonderer Berücksichti-
gung der verschiedenen sozialen Parteien in Deutschland, Paderborn 1877.
14Vgl. Gedanken und Erinnerungen, Stuttgart (Cotta) 0.]., 631.
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des ersten deutschen Lehrstuhls für Sozialtheologie (Münster) und war
auch publizistisch sehr fruchtbar; er war noch Mitglied der Weimarer N a-
tionalversammlung und, für kurze Zeit, auch des ersten Reichstages der
Weimarer Republik. Trotz seiner vielseitigen Verpflichtungen hat er nie
die Verbindung zu seiner ländlichen Heimat verloren. Als im Frühjahr
1921 ein rapider Kräfteverfall einsetzte, zog er sich wiederum dorthin zu-
rück. Der am 20. 7. 1921 in Bad Nauheim Verstorbene wurde seinem
Wunsche entsprechend neben dem Pfarrer seiner Jugend in Rhode bei
Olpe beigesetzt; Mitglieder des Arbeitervereins trugen den Sarg ihres ver-
storbenen Vorsitzenden, des Prälaten, Reichstagsabgeordneten und Pro-
fessors Dr. h. c. Hitze15; der Bischof seiner Heimatdiözese segnete den
Verstorbenen ein.
In seinen gesellschaftspolitischen Auffassungen hat Hitze in den Jahren
seines Wirkens nach häufiger Ansicht drei Phasen durchlaufen, die zwi-
schen den Polen »Sozialreform« und >,Sozialpolitik«alternierten. Katho-
lische Sozialreform strebt ja Systemüberwindung durch den vollkomme-
nen Neu- bzw. Umbau von Gesellschaft und Staat an, eine >Kausalbe-
handlung<; katholische Sozialpolitik dagegen zielt auf Beseitigung von
Fehlern und Auswüchsen innerhalb des Systems, das im Prinzip akzep-
tiert wird, ist daher in den Augen der Sozialreformer lediglich >Symptom-
behandlung<. Die begriffliche Scheidung dieser gegensätzlichen Zielvor-
stellungen innerhalb des Sozialkatholizismus geht nach]ostock aufFranz
Müller zurück16• Hitze soll also zunächst Anhänger der Sozialreform,
dann lange Jahrzehnte hindurch reiner Sozialpolitiker und schließlich
wieder Sozialreformer gewesen sein; diese letzte Änderung seiner An-
schauungen wird hier bezweifelt.
Die erste und definitive Schwenkung Hitzes erfolgte recht abrupt, bereits
kurz nach seinem Eintritt in die Sozialarbeit bei Franz Brandts. Dieser
hatte in seinem zwar nur mittelgroßen Betriebe eine Reihe von vorbildli-
chen und damals noch ziemlich einmaligen sozialen Einrichtungen ge-
schaffen: einen Vertrauensausschuß, einen Speiseraum für die Betriebsan-
gehörigen, einen Konsum- und Sparverein, eine Betriebs- und Familien-
krankenkasse, eine Vorschuß- und Unterstützungskasse, eine Kinderbe-
wahrschule, regelmäßigen Nähunterricht für junge unverheiratete Arbei-
terinnen. 1875ließ Brandts ein »St. Josefshaus« als räumliche Zusammen-
15 Zu Hitzes Leben vgl. Müller I, a. a. O. ;Karl-Heinz Brüls, Franz Hitze Lehrmeister der
sozialen Bildung, in: Wer war Franz Hitze?, Sonderdruck des Franz-Hitze-Hauses in
Münster 1959 (Hrsg. Albrecht Beckel).
16 Vgl. Paul]ostock, Der deutsche Katholizismus und die überwindung des Kapitalismus,
Regensburg o. J. (1932), 138;Alfred Diamant, Austrian Catholics and the First Repu-
blic, Princeton 1960, 10 f.
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fassung dieser sozialen Einrichtungen errichten und nahm dort auch
selbst, gewissermaßen dem Vorbild der bäuerlichen Großfamilie folgend,
mit seiner Familie Wohnung. Der Verband »Arbeiterwohl« war sodann
zur Verbreitung dieser Ideen gegründet worden; dessen Generalsekretär
Hitze wohnte selbstverständlich auch im St. Josefshaus. Hier in der »Mei-
sterlehre« bei dem »nichtstudierten, aber mit überlegener Intuition der
praktischen Vernunft begabten Industriellen Franz Brandts« legte er ge-
radezu abrupt »jene Abstraktionen« eines jungen Theoretikers beiseite:17
»Wenig später war es dann, als ob die gesellschafts reformerischen Ideen
und Pläne Hitze selber überhaupt nichts mehr angingen. Seine ganze Kraft
als Generalsekretär von >Arbeiterwohl<, als Abgeordneter und als zweiter
Vorsitzender des Volksvereins galt nunmehr der Sozialpolitik, der sozia-
len Besserstellung der Arbeiterschaft auf dem Boden der kapitalistischen
Wirtschaft und der Klassenordnung der Gesellschaft.« 18Hitze entwik-
kelte darüber hinaus sogar ein »gewisses Ressentiment« gegenüber seinen
früheren Gesinnungsfreunden 19.
Eine nochmalige Schwenkung Hitzes (nach dem Zusammenbruch von
1918) ist vor allem von seinem »geistigen Testament«, seinem letzten Auf-
satz unter dem Titel »Kapital und Arbeit und die Reorganisation der Ge-
sellschaft«, Nachwort zu der gleichnamigen Schrift (1921)20 abgeleitet
worden. Dieser Aufsatz sei ein Eingeständnis, daß »Sozialpolitik nicht
Sozialreform ersetzen, sondern nur vorbereiten und vertreten kann« , sei
»Rückkehr zu einem Programm der Entwicklung« und »doch offenbar
ein Bekenntnis zu einer planmäßigen und großzügigen Sozialreform«21.
Der Aufsatz sei auch ein Beweis, »wie konservativ Hitze an seinen frühe-
ren ständischen Idealen festgehalten hat«,· sei ein Zeichen, daß Hitze
»kurz vor seinem Tode zu den Forderungen nach einer ständischen Ord-
nung steht und diese Gedanken mit planwirtschaftlichen Entwürfen so-
zialistischer Autoren abzustimmen versucht«22. Die Frage ist, ob sich
Hitzes Anschauungen wirklich in drei solche Phasen gliedern oder ob
nicht nur zwei Phasen feststellbar sind, nämlich >Sozialreform<, gefolgt
von >Sozialpolitik<.
17 Vgl.A~gust Pieper, Franz Hitze und die Korporationsidee, in: Die soziale Frage und der
Katholizismus, Paderborn 1931, 93.
18 Grenner, a.a.O., 254.
19 Müller I, a. a. 0., 60/61.
20 In: Deutsche Arbeit, Monatsschrift für die Bestrebungen der christlich-nationalen Ar-
beiterschaft, 6. Jg. 1921, Heft 2,41-70.
21 Vgl. Müller I, a.a.O., 202 u. 204.
22 Paul Becher, Vergleich und Kritik der sozialpolitischen Auffassung bei Lujo Brentano,
Adolph Wagner, Georg von Hertling und Franz Hitze, Diss. München 1965, 65.
15
2. Sozialpolitische Sozialrejorm - das Programm des jungen Hitze
In »Kapital und Arbeit« wurde das sozialreformerische Ziel des reinen
Ständestaats von Hitze so umschrieben: »Die Lösung der socialen Frage
beruht wesentlich und allein, so scheint uns, in der Reorganisation der Be-
rufsstände. Wir wollen mehr oder weniger, um es gleich zu gestehen, die
Wiederherstellung der mittelalterlich-zünftigen Gesellschaftsordnung,
die, wie keine zweite in der Weltgeschichte, für ihre Zeit eine vollständige
Lösung der socialen Frage repräsentirt«. 23»Ständische Wahlen, auch zum
Reichstag und Landtag: das ist das Z i e I, das wir im Auge behalten
müssen, ... « »Alles Parteitreiben führt zur Herrschaft der Phrase und
zur U n t erd r ü c k u n g der F r e i h e i t . Die Herrschaft der Partei ist
die tyrannischte, die es gibt, umso mehr, als sie die >Freiheit< im Munde
führt«.24
In den Detailvorschlägen und -vorstellungen des großen Werkes stoßen
wir, wie zu erwarten, immer wieder auf Parallelen zu den anderen korpo-
rativen Entwürfen, was die durch die Sache bedingte prinzipielle Ähn-
lichkeit aller Ständestaaten in Theorie und Praxis belegt und unterstreicht.
Da gilt der Liberalismus als überwunden, da sind für den jungen Hitze
nicht anders als für Adam Müller, Spann, Mussolini oder andere die libera-
len Prinzipien überholt und falsch: »Der >Liberalismus< ist als Prinzip in
der Wissenschaft wie in der Politik bereits vollständig überwunden.«
»Freiheit und Gleichheit sind als politische Prinzipien nichts werth, sind
durchaus unfruchtbar für den Aufbau einer Gesellschaftsordnung.«25
Hitze ruft, wie alle anderen Ständestaatler, nach dem starken Staat: »Die
Lösung der socialen Frage heischt >Bindung<, >Ordnung<, >Unterord-
nung<, >Einschränkung<, >Socialismus<, bedeutet also den Bruch mit der
individuellen >Freiheit< .... Auf eine Reorganisation, Neuordnung der
Gesellschaft >von unten herauf< dürfen wir also nicht rechnen .... soll es
zu einer ernsten >Vergesellschaftung< und festen >Ordnung< kommen, be-
dürfen wir des S t a a t e s .... Es muß eine >rechtliche<, mit >Zwang< aus-
gestattete Organisation sein, und alles (positive) >Recht<und aller >Zwang<
geht nun einmal vom Staate als Centralpunkt aus.«26 Wie alle anderen
Ständestaatler, verband Hitze mit der Forderung, daß ein starker Staat
wieder »in die gesellschaftlichen Verhältnisse hinein« regieren müsse27,
23 Ebda., IV.
24 Ebda., 417 u. 413.
25 Paul Becher, a.a.O., VI u. 254.
26 Kapital und Arbeit, 436/37 u. 439/40.
27 Ebda., 392.
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das Wunschbild einer dezentralisierten vielgliederigen Selbstverwaltung:
»Wir wollen also den >Stand<, nicht den >Staat<,wir wollen >Dezentralisa-
tion<, nicht Centralisation, wir wollen >Selbstverwaltung<, nicht Bürokra-
• 28tlsmus .... «
Fassen wir die wichtigsten Parallelen knapp zusammen: Wir finden auch
bei Hitze die Erwartung, daß im Ständestaat die Gesetzgebung wieder in
die Hände von »Sachverständigen« käme, daß alles Privateigentum wie-
derum einen streng sozialpflichtigen »Lehnscharakter« erhielte, daß in
Großbetrieben wieder eine ganze Hierarchie differenzierter Aufstiegspo-
sten geschaffen würde, um die öde Monotonie der Fabrikarbeit aufzubre-
chen, und schließlich auch die Forderung, das ganze Leben bis in die Frei-
zeit hinein ständisch zu gestalten: »Unser ganzes Leben muß wieder stän-
disch werden, von der Politik bis zum - Vergnügen. Nur so kann unser
Leben wieder >social< werden.«29 Die Wiederbelebung ständischen
Brauchtums, wie sie in den korporativen Staaten der Zwischenkriegszeit
versucht wurde, fehlte also in Hitzes damaligem Programm ebenso wenig
wie die anderen charakteristischen Aussagen ständischer Lehren auch der
Zwischenkriegsepoche, ob wir nun bei den Universalisten Spanns, bei
Dollfuß selbst, bei seinem Berater Messner oder bei anderen nachlesen.
Die entscheidende Grundkonfiguration aller Lehren ist immer die Ableh-
nung der liberalen Prinzipien für den Aufbau der Gesellschaft (Freiheit
und Gleichheit) wie für den des Staates (Aufhebung der Trennung von
Staat und Gesellschaft durch Wiederaufrichtung eines omnipräsenten
Staates)3°; immer wird mit einem solchen Ordnungsbild die entschieden
gegenläufige Forderung nach einer blühenden Vielfalt dezentralisierter
»eigenständiger« Körperschaften verbunden.
Bei der Aufgliederung der Gesellschaft in Berufsstände aber wich Hitze
dann, und zwar g run d sät z I ich, von dem eigentlichen ständischen
Prinzip in ganz entscheidender Weise ab. Gemeinsamkeit bestand mit den
anderen Entwürfen hier lediglich noch hinsichtlich des Bewußtseins der
Schwierigkeit, eine gerechte Einteilung festzulegen. In einem Ständestaat
erfolgt ja die Festlegung, wer »Stand« wird und damit in den Vertretungs-
körperschaften Sitz (und damit Mitspracherecht) erhält, wie auch die Zahl
der einem akzeptierten Berufsstand dann zugebilligten Vertreter- bzw.
Delegiertenzahl (und damit seines Einflusses), von oben und ist damit zu-
28 Ebda., 440.
29 Kapital und Arbeit, 424, 393, 555, 442.
30 Vgl. ]ohannes Messner, Die berufsständische Ordnung, Wien 1936, z. B. 58: »Die Ge-
sellschaftsordnung, welcher der berufsständische Gedanke angehört, fordert daher auch
den autoritären Staat.« (Im Text gesperrt).
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nächst einmal endgültig. Wo immer noch ein gewisses Maß an Freiheit in
statu nascendi gegeben war, treffen wir daher beim Werden einer ständi-
schen Verfassung, wie z. B. bei der österreichischen Maiverfassung 1934,
auf heftigste Lobby-Aktivitäten, auf Verlangen nach eigener Standschaft,
auf ultimative Forderungen nach einer bestimmten Sitzzahpl. Hitze hatte
diese Probleme natürlich gesehen: »Die Grenzen dieser Stände sind aller-
dings schwer zu ziehen - für verschiedene Gegenden werden sie verschie-
den sein müssen -, und ganz ohne Willkür kann es dabei nicht abgehen. «32
Er war aber optimistisch geblieben: »Man darf nicht vergessen: >Berufs-
stände< sollen vertreten werden, nicht die >Kopfzahl< und nicht >dasGeld<.
Damit fällt eine Menge von Schwierigkeiten sofort zusammen. «33Und in
der Tat waren der Zahl der Stände nach die Unterschiede im deutschspra-
chigen Raum nicht sehr groß: Vogelsang hatte neben dem Herrscherhaus
acht weitere Stände vorgesehen; Hitze wollte insgesamt sieben errichtet
wissen; der »Vorläufige Reichswirtschaftsrat« der Weimarer Republik be-
stand aus zehn »Hauptgruppen«, von denen aber drei keine Berufsstände
darstellten34; die österreichische Maiverfassung legte sieben »berufsstän-
dische Hauptgruppen« fest35. Während also im deutschsprachigen Raum
die historische Zahl sieben dominierte, erreichte das faschistische Italien
durch stärkere Aufgliederung die Zahl von 22 Korporationen36.
Vogelsang hatte neben den erblichen Ständen (Herrscherhaus, Adel) und
den Sonderfällen Kirche, Kriegerstand und öffentlicher Dienst nur voll-
ständige, d. h. Kapital und Arbeit eines ganzen Wirtschaftszweiges um-
fassende Berufsstände vorgesehen37. Die berufsständischen Hauptgrup-
pen der österreichischen Maiverfassung waren nach dem gleichen, eigent-
lich ständischen Prinzip projektiert: Land- und Forstwirtschaft; Industrie
und Bergbau; Handel und Verkehr; Geld-, Kredit- und Versicherungswe-
sen; Gewerbe; freie Berufe; öffentlicher Dienst. Hitze dagegen gliedert
folgendermaßen: »Wir haben demnach sieben Stände: den Stand des
31 Vgl. Peter Huemer, Sektionschef Dr. Robert Hecht und die Entstehung der ständisch-
autoritären Verfassung in Osterreich, Diss. Wien 1968,587; die "Hausherren« z. B. (Be-
sitzer von Mietshäusern) verlangten eine eigene Standschaft; der Gewerbeverband for-
derte in einer Eingabe: "Das Gewerbe muß daher mit Recht fordern, daß ihm zumindest
ebensoviel Sitze im Ständerat eingeräumt werden als der Landwirtschaft, jedenfalls aber
mehr als irgendeinem andern Stand.«
32 Kapital und Arbeit, 406.
33 Ebda., 407.
34 Nämlich die Gruppen VII (Verbraucherschaft), IX (v. Reichsrat ernannte Wirtschafts-
leute) u. X (v. Reichsregierung ernannte Wirtschaftsfachleute); vgl. Georg Plötz, Der
Reichswirtschaftsrat, Berlin 1920, 19.
35 Text bei OUa Ender, Die neue österr. Verfassung, Wien 1934.
36 Luigi Salvatarelli eGiavanni Mira, Storia d'Italia nel periodo fascista, Turin 1964, 548 f.
37 Vgl. v. Klapp, a. a.0., 119 f.
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Groß- und Kleingrundbesitzes, des Groß- und des Kleingewerbes, des
Groß- und des Kleinhandels, endlich den des Arbeiterstandes.«38 Dreier-
lei fällt bei dieser Einteilung auf: Sie ist auf den wirtschaftlichen Bereich
beschränkt; die wirtschaftlichen Großgruppen werden nicht, wie es der
organischen Staatsauffassung entspricht, durch einen einzigen Stand ver-
treten, sondern durch jeweils zwei (Großbetriebe, Kleinbetriebe); und
mit dem Arbeiterstand als Stand sui generis wird das funktionale Prinzip,
Kapital und Arbeit, d. h. alle in einem Wirtschaftszweig Tätigen in einem
einzigen Stande zu erfassen, vollends beiseite geschoben.
Hitze hat diese Abweichungen vom klassischen Modell der organisch-
funktionalen Staatsauffassung, die für seine baldige Wandlung von erheb-
licher Bedeutung sind, nicht begründet noch erklärt. Es läßt sich aber aus
den für die einzelnen Stände aufgeführten Aufgabenkatalogen unschwer
erkennen, daß es ihm in seiner ganzen Ordnung vorrangig um den Schutz
der Schwächeren vor Majorisierung, Konzentration und Verelendung ge-
gangen sein muß. Die in einem besonderen Stand vereinigten Bauern soll-
ten sich associieren, um »die Vortheile des (>landwirtschaftlichen<) Groß-
betriebes mit denen der kleinen, auf eigene Arbeit gegründeten Wirt-
schaft« zu verbinden39. Ähnliches schlug Hitze für das Handwerk vor als
Schutz »gegen Aufsaugung durch Maschine und Kapital«, während er den
Zusammenschluß der Großindustrie (Stand des Großgewerbes) vor allem
zur überwindung der »Productionsanarchie«, der Ursache der Wirt-
schaftskrisen, anstrebte: »Die Hauptsache bleibt aber immer: Be sei t i-
gun g der Pro duc t ion san a r chi e.«40 Die dem Stand der Arbei-
terschaft zugewiesenen Aufgaben waren die Aufgaben einer Gewerk-
schaft, darüber hinaus dann eigentlich ständische Anliegen wie Selbstver-
waltung der Kranken- und Unterstützungskassen, Pflege von Standes-
und Gemeinschaftsbewußtsein41.
Zwar hatten auch alle späteren ständischen Entwürfe den Schutz des Mit-
telstandes und die Eingliederung des Arbeiters durch seine »Standwer-
dung« auf ihre Fahnen geschrieben, meist mit ähnlichen Formulierungen
wie Spann: »Gebt dem Arbeiter seinen Stand zurück und die Arbeiter-
frage ist gelöst, anders aber wird sie nie gelöst werden!«42 Aber hier sollte
eben, trotz angestrebter Beteiligung des Arbeiters an Arbeitsordnung und
Berufsordnung, seine Eingliederung in den jeweiligen, Arbeitgeber wie
38 Kapital und Arbeit, 406.
39 Kapital und Arbeit, 459.
40 Ebda., 520.
41 Ebda., 526 f.
42 Othmar Spann, Kämpfende Wissenschaft, Jena 1934, 29 (Im Text gesperrt).
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Arbeitnehmer umfassenden Berufsstand gleichzeitig bedeuten, daß er aus
der Gesamtarbeiterschaft, seinem >Sozialstande<, vertreten durch eine
übergreifende Gewerkschaft, herausgelöst wurde: »Erst in der Gemein-
schaft von Führer und Geführten ist jeder Klassenkampfgedanke grundlos
und ausgetilgt.«43
Hitzes ständische Gliederung, die mit ihrer dreifachen Fächerung in
Groß- und Kleinbetriebe (Grundbesitz, Gewerbe, Handel) und dem rei-
nen Arbeiterstand als Sozialstand berufsständische und sozialständische
Prinzipien44 mischte, läßt nur den Schluß zu, daß Hitze eine effektive ma-
terielle Entproletarisierung als Grundlage eines beruflichen Selbstwertge-
fühls ohne eine gemeinsame Interessenvertretung aller Arbeiter, eine
Dachgewerkschaft, nicht für möglich hielt: »Was der Einzelne nicht ver-
mag, das vermag der Stand, - deshalb: ständische Organisation. Einen
Anlauf dahin haben wir' in den Gewerkvereinen. «45Franz Hitze antizi-
pierte in seiner gedanklichen Forderung nach einem reinen Arbeiterstand
bereits die Kämpfe, die in einem realen Ständestaat (Osterreich 1934-38)
um die Bewahrung der gemeinsamen Gewerkschaft alswirksamer Interes-
senvertretung ausgefochten wurden. Die christliche Arbeiterbewegung
österreichs, die unter Kunschak und Staud verstanden hatte, im Rahmen
der actio catholica sich auch im autoritären Dollfuß-Schuschnigg-Staat ei-.
nen Spielraum zur Vertretung der Interessen der Arbeiterschaft zu erhal-
ten - ,>Opposition gegen den autoritären Staat« -, rang Schuschnigg
schließlich die Zusage ab, die übergreifende Einheitsgewerkschaft auch im
Ständestaat österreich bestehen zu lassen: »In diesem Zusammenhang«,
so z. B. ]ohann Staud als Präsident des Gewerkschaftsbundes auf der
Wiener Maifeier 1936, »müssen wir es auch klar aussprechen, daß der
Gewerkschaftsbund eine Dauereinrichtung ist und eine unbedingte Not-
wendigkeit darstellt. Erst der gewerkschaftliche Zusammenschluß, die
gewerkschaftliche Organisation, gleicht wenigstens teilweise die naturge-
gebene und tatsächliche Ungleichheit zwischen dem Besitzer der Produk-
tionsmittel und dem unselbständig Erwerbstätigen aus.«46
Die gewissermaßen schon >sozialpolitische Note<, die Hitzes Ständeein-
teilung durchzog, charakterisierte auch seine Forderung nach einem be-
43 Ebda., 36.
44 Zum Begriff "Sozialstand« vgl. Rudolf Hausleithner (Generalpräses der christI. Arbei-
terbewegung Osterreichs), Der Geist der neuen Ordnung. Einblicke in das päpstliche
Gesellschaftsrundschreiben ,Quadragesimo anno<, Wien 1937.
45 Kapital und Arbeit, 526.
46 Gewerkschaftspräsident Staud auf der Wiener Maifeier 1936, zit. n. Ludwig Reichhold ,
Opposition gegen den autoritären Staat. ChristI. Antifaschismus 1934-38, Wien 1964,
80.
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rufsständischen Wahlrecht, genauer und vor dem Hintergrund seiner be-
sonderen Stände betrachtet. Das generelle berufsständische Wahlrecht
sollte für Hitze der erstrebenswerte Komprorniß zwischen dem preußi-
schen Dreiklassenwahlrecht und dem egalitären Reichstagswahlrecht
werden, »die einzig richtige Vermittlung zwischen dem (preußischen)
Zensus- und dem demokratischen (Reichs-) Wahlsystem«47. Die Furcht
vor der »sozialen Revolution«, die Furcht, das »Schicksal des Vaterlan-
des« »in den Händen der dunklen Massen« zu wissen48, vielleicht ver-
stärkt durch den Eindruck, den die Attentate auf Wilhelm I. auf ihn mach-
ten, ließen ihm diese Verkürzung des geltenden Reichstagswahlrechts
wünschenswert erscheinen; ein aufHitzes Stände bezogenes berufsständi-
sches Wahlrecht - Kleingrundbesitz, Kleingewerbe, Kleinhandel und Ar-
beiterstand als eigene Korporationen neben nur drei weiteren - hätte aber
für diese Schichten ein Mehr an Repräsentation bedeutet, als das preußi-
sche Dreiklassenwahlrecht gewährte und vor allem genuin berufsständi-
sche Systeme wie österreich und Italien später zuließen. Aber auch in die-
ser außerordentlich >milden<Form war die Forderung nach berufsständi-
schen Wahlen der erste Punkt, denHitze aus seinem rein ständischen Pro-
gramm strich.
3. Sozialpolitik - das Leitbild des Politikers Hitze
Das Erscheinungsjahr von »Kapital und Arbeit« war, wie gesagt, zugleich
das Jahr, in dem Hitze als nunmehriger Generalsekretär des Verbandes
»Arbeiterwohl« seine umgehende Wandlung zum Sozialpolitiker unter-
nahm. Diese Wandlung ist mit Tadel bedacht worden: »Nicht, daß Hitze
als Einzelner außerstande war, dieser Dämonie wirksam zu begegnen, daß
er ~ch begnügen mußte, >Feuereimer aufzustellen< (Sombart), ist das Ent-
scheidende, sondern daß er die immanente Fragwürdigkeit des modernen
Kapitalismus nicht erkannte bzw. ihre Lösup.g ein für allemal auf eine Ver-
sittlichung des >ansich<fortschrittlichen Wirtschafts systems beschränk-
te.«49Hitzes Wandlung zum Sozialpolitiker wird an wenigen, aber ent-
scheidenden Punkten bereits deutlich.
Die seinen Wandel bestätigenden Äußerungen und Stellungnahmen
Hitzes werden am geeignetsten systematisch statt chronologisch geord-
net. Am wichtigsten, und .gleichwohl auch zeitlich am Beginn seiner
Neuorientierung, warHitz esAbkehr von einem berufsständischen Wahl-
47 In: Deutsche Arbeit, a. a. 0., 50.
48 Ebda., 49.
49 Müller I, 172.
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recht; denn diese Abkehr bedeutete, daß er das allgemeine Wahlrecht und
die dazugehörige egalitäre Form der Legislative akzeptierte, die parlamen-
tarisch-konstitutionelle Regierungsform bejahte und einem rein und nur
berufsständisch durchstalteten Staatsideal die Absage erteilte. Rückblik-
kend meinte Hitze, daß er sehr bald durch die Sozialarbeit bei Franz
Brandts und seine parlamentarische Tätigkeit eine »neue Sicht« des Arbei-
ters erworben hätte, deren Richtigkeit sich in der Zeit des Krieges und der
Nachkriegswirren bestätigt hätte: »So habe ich mich bereits seit meinem
Eintritt ins Parlament 1882 nicht etwa bloß aus taktischen Rücksichten,
sondern auf Grund innerer überzeugung auf den Boden des gleichen
Reichstagswahlrechts gestellt und auch im preußischen Abgeordneten-
haus stets für diese Forderung gestimmt.«so Er begründete sogar die Tat-
sache, daß in der Ära Bismarck das Zentrum nie einen Antrag auf Errich-
tung eines Reichswirtschaftsrats gestellt hätte, noch nachträglich mit dem
Mißtrauen gegenBismarcks Neigung, das demokratische Reichstagswahl-
recht durch ein berufsständisches zu ersetzen51• Im Jahre 1906 hatte er
sich in einem Schreiben an den sozialreformerischen Flügel der österrei-
chischen Christlich-Sozialen Partei dagegen verwahrt, ihn unter Berufung
auf »Kapital und Arbeit« im österreichischen Wahlkampf alsAnwalt eines
berufsständischen Wahlrechts zu zitieren: »Gewiß, auch das allgemeine
gleiche Wahlrecht ist nicht ideal, aber es ist ein einfaches Prinzip, wird
schnell begriffen, entspricht der allgemeinen Wehrpflicht - und ist nun
einmal das heiß ersehnte politische Ziel auch unserer weiten katholischen
Volkskreise geworden .... Ich würde es für eine geradezu verhängnis-
volle Politik erachten, wenn Sie sich dieser gewaltigen Strömung entge-
genstemmen wollen - ... ;« er würde es bedauern, wenn seine »vor 26
Jahren geschriebenen theoretischen Äußerungen« jetzt noch Anlaß zur
Zersplitterung einer so verwandten Partei sein würden52• Er verweigerte
auch im Reich seine Unterschrift und damit Unterstützung für das sozial-
reformerische, berufsständische »katholisch-soziale Programm« des Dr.
OberdörfferS3• Hitze war damals schon ein über die Grenzen des Reiches
hinaus bekannter Politiker. Bereits 1890war er durch Hinzpeter, den frü-
heren Erzieher des Kaisers, persönlich zu der Staatsratssitzung des Kaisers
eingeladen worden, welche die bekannte Februar-Erlasse zum Ergebnis
hatte und damit die 1. Internationale Arbeiterschutzkonferenz vom März
50 In: Deutsche Arbeit, a. a. 0., 51.
51 Ebda.
52 Zit. nach Müller I, 188/89.
53 Ebda., 127.
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1890 unter dem Vorsitz Wilhelms II. einleitete54. 1893 richtete die preußi-
sche Regierung den ersten Lehrstuhl für christliche Gesellschaftslehre (in
Münster) ein, um die sozialen Ideen von Mönchengladbach auch für die
akademische Jugend fruchtbar zu machen, und berief Hitze auf diese
Lehrkanzel55. Es kann fraglich erscheinen, ob auch ein entschiedener So-
zialreformer Hitze diese Berufung erhalten hätte.
Hat Hitze in jenen Jahrzehnten im übrigen nur »Feuereimer« gegen Miß-
stände aufgestellt? Die bedeutsamen parlamentarischen oder publizisti-
schen Initiativen Hitzes in seiner >zweiten Phase<schlossen sich vielmehr
inhaltlich an Vorschläge in »Kapital und Arbeit« an, fügen sich allerdings
zu einem kohärenten gesellschaftspolitischen Ordnungs bild, das eine so-
zialpolitische Revision seines großen Werkes bedeutet. So schlug Hitze
die Errichtung eines »Reichskartellamtes« vor, das keineswegs die Zu-
sammenschlüsse der Industrie beseitigen, sie aber kontrollieren und den
Verbraucher gegen Mißbrauch schützen sollte56; das waren aber, neben
der Stärkung gegenüber der Auslandskonkurrenz, Aufgaben, wie Hitze
sie mit dem Ziel, die Produktionsanarchie zu überwinden, dem Stand des
Groß gewerbes bereits in »Kapital und Arbeit« gestellt hatte. Hitze for-
derte ferner die Wiedereinführung der Zwangsinnungen und des Befähi-
gungsnachweises für die selbständige Führung handwerklicher Betriebe,
ferner eine festliche Gestaltung der Freisprechung der Gesellen57 - das
waren Gedanken, die er für den Stand des Kleingewerbes ebenfalls schon
in seinem Werk entwickelt hatte. Beide Vorschläge sollten die Produktivi-
tät erhöhen; das war aber nur die eine Seite seiner Vorstöße: »Es gilt, ne-
ben den Fortschritten der Produktion einer zweckmäßigeren Ordnung
derselben und vor allem einer demokratischen Verteilung zwischen Kapi-
tal und Arbeit die Wege zu ebnen.«58 Damit rückt der Arbeiterstand wie-
der ins Bild.
Hitzes Initiativen zielten hier auf eine Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen durch Abbau der Kinderarbeit59, Verkürzung der täglichen Arbeits-
54 Vgl. Müller 11, a.a. 0., 91 (Erlaß an den Reichskanzler, die Konferenz einzuberufen;
Erlaß an den Handels- u. den Verkehrsminister, die Gewerbeordnung zu verbessern);
Gebhardt III, 81960, 269/70.
55 Vgl. Müller 11, 91.
56 Skizze der Arbeiterfrage und der deutschen Arbeitersozialpolitik, Mönchengladbach
1910,19,11.
57 Vgl.Müller I, a. a. 0., 152.
58 Skizze d. Arbeiterfrage, 18.
59 Vgl. Stenogr. Berichte über die Verhandlungen des Reichstages, 9. Legislaturperiode, V.
Session 1897/98, 1. Anlagenband, Nr. 34.
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zeit60, größere Sicherheit am Arbeitsplatz61 und durch die Einrichtung
von Arbeiter- Ausschüssen in den Betrieben als Vorform der heutigen Be-
triebsräte; er entwarf selbst eine »Normal-Arbeits ordnung« sowie eine
Mustersatzung für solche Arbeiter-Ausschüsse62. Seine Initiativen zielten
aber ebenso auf eine standespolitische Organisation des Arbeiters, die er
in »Kapital und Arbeit« in seinem »Arbeiterstand« vorgezeichnet hatte; er
forderte im Reichstag das Koalitionsrecht der Arbeiter zu rechtsfähigen
Berufsverbänden: »Meine Herren, wir können den Arbeitern nicht versa-
gen, sich zu organisiren, am wenigsten i n ein erZ e i t, w 0 all e
Pro d u k t i v S t ä n des ich ver ein i g e.n und organisiren zum
Schutz ihrer Interessen .... Der Arbeiter bedarf der Organisation mehr
als der Unternehmer, weil er der Schwächere ist.«63 Nätürlich sollte das
Koalitionsrecht nicht nur dem Arbeiter, »sondern allen Berufsgruppen
ohne Unterschied« zugestanden werden64, aber für Hitze bedurfte, wie
wir sahen, der Arbeiter dieses Rechts am dringendsten.
Der Zentrums antrag, für den Hitze sprach, unterschied sich von einer
gleichzeitigen Vorlage der Freisinnigen65 dadurch, daß er neben rein ge-
werkschaftlichen auch berufs ständische Aufgaben, nämlich die Sorge für
alle Standesinteressen im weitesten Sinne und die Einflußnahme auf Legis-
lative wie Verwaltung, vorsah: »Zwecke der Berufsvereine können insbe-
sondere sein: ... 5. die Erörterung und Beschlußfassung über alle den Be-
ruf und den Stand der Mitglieder betreffenden Angelegenheiten mit Ein-
schluß der Einwirkung auf die Gesetzgebung und die Verwaltung. «66Be-
rufsständisch gedacht waren auch die in dem Zentrumsantrag vorgesehe-
nen »Schieds- und Einigungsämter«, die von den beantragten Berufsver-
bänden errichtet werden sollten67;Hitze hätte aber auch ihrer Umwand-
lung in Arbeitskammern zugestimmt: »Wir werden gern dem Wunsche
folgen, daß wir Arbeitskammern, aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern
zusammengesetzt, bilden, die mit gesetzlichen Kompetenzen ausgestattet
werden zur Förderung des Friedens .... Aber auch hinter diesen Ar-
beitskammern werden sich die Arbeiter immer noch selbständig organisi-
ren wollen.«68
60 Vg!. ebda., 6. Legislaturperiode, IV. Session 1886/87, Bd. 2 (Anlagen u. Verhandlun-
gen), Nr. 19 u. Nr. 20.
61 Vg!. Müller I, a. a. 0., 78.
62 Normal-Arbeitsordnung sowie Normal-Statut eines Arbeiter-Ausschusses, Köln 1892.
63 Verhand!. d. Reichstages, 9. Legislaturperiode, V. Session 1897/98, Bd. H, 1433.
64 Ebda., 1430.
65 Ebda., 1. Anlagenband, Nr. 60.
66 Ebda., 2. Anlagenband, Nr. 112, § 2, 5.
67 Ebda., § 2, 1.
68 Vg!. Verhand!. d. Reichstages, Bd. H, 1435.
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Alle diese Anträge sind von Hitze natürlich wiederholt gestellt worden
und waren andererseits eingebettet in eine Vielzahl anderer Anregungen.
Er unterbreitete in der Verbandszeitschrift »Arbeiterwohl« Vorschläge
für Standes- und Jugendvereine der Arbeiter und zur Gestaltung des Ver-
einslebens, befaßte sich mit Fragen des Familienlebens (Broschüre. »Das
häusliche Glück«), mit den Problemen des Alkoholismus und der moder-
nen Großstadt wie mit denen des Geburtenrückganges. Er beantragte, die
Zahl der Fabrikinspektoren zu erhöhen und ihre Berichte den wissen-
schaftlichen Bibliotheken zugänglich zu machen, und drängte zeitweilig
auf Errichtung von Produktionsgenossenschaften des Handwerks, um
den Mittelstand zu stärken. Wie kasuistisch jeder Einzelvorschlag, für
sich betrachtet, auch immer wirken mochte, in der Gesamtheit ergeben
diese Vorschläge ein Leitbild, das, wie bereits gesagt, eine sozialpolitische
Weiterentwicklung der Gedanken von »Kapital und Arbeit« darstellt, ein
Werk, das zwar gründsätzlich eine Sozialreform anstrebte, aber schon auf
Wegen, die die Grundprinzipien einer Sozialreform an entscheidenden
Punkten verließ. Hitzes Leitbild, bei Bejahung der parlamentarischen Re-
gierungsform den Bereich der Wirtschaft ständisch zu durchgliedern (Or-
ganisation der Arbeiterschaft, Kartellkontrolle, Schiedseinrichtungen,
Innungen für den Mittelstand), kann zwar vom Standpunkt der Sozialre-
form her abgelehnt, aber nicht als »kasuistisch« bezeichnet werden. Op-
timistisch, aber sicher nicht ohne realen Erfahrungshintergrund aus dem
täglichen, direkten Kontakt mit der Arbeiterschaft wiederholte Hitze
1910 seine schon 1894 geäußerte Meinung über die bisherige Bilanz aller
sozialpolitischen Anstrengungen: »Unser Arbeiterstand hat mit vollem
Erfolg seinen >Emanzipationskampf< für die wirtschaftliche, politische
und gesellschaftliche Gleichberechtigung mit den anderen Ständen aufge-
nommen und zum guten Teil durchgeführt. Aus dem gedrückten, verach-
teten oder bemitleideten >Proletarier< ist der wirtschaftlich gehobene,
selbstbewußte, emporstrebende, für ideale Zwecke begeisterte Vollbürger
geworden. «69
Hitzes Urteil darf natürlich nicht von dem Erwartungshorizont der heuti-
gen Wohlstands- bzw. Wachstumsgesellschaft her überprüft werden; es
war allein begründet in dem damals erstaunlichen Umfang des in wenigen
Jahrzehnten Erreichten, an dem er selbst ja so großen Anteil hatte. Die so-
zialreformerische Kritik setzte daher auch rein gesellschaftspolitisch an,
sie bedauerte, daß Hitze den Arbeiter damit vom Vollmenschen auf den
bloßen Vollbürger reduzierte, bemängelte, »wie sehr Hitze den Voll-
69 Skizze der Arbeiterfrage, a. a. 0., 38.
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b ü r ger mit dem Voll m e n s c h e n schlechthin zu identifizieren geneigt
war«?O.Die zeitweiligen Ständestaaten österreich und Portugal, die sich
ja auf die Ideen der Sozialreform beriefen, verkürzten indessen, wie an-
gemerkt werden muß, den bloßen »Vollbürger« in ihrer Praxis auf den
reinen »Wirtschaftsbürger« durch den Entzug aller politischen Mitbe-
stimmungsrechte, so wenig das auch den eigentlichen Intentionen der So-
zialreformer entsprechen mochte. Für sie lag die Versöhnung mit Hitze
darin beschlossen, daß in ihrer Sicht beiHitze »in den letzten Lebensjah-
ren ein drittes Stadium, die Rückkehr zu einem Programm, die Entwick-
lung abschließt« 71, mit einem »Bekenntnis zu einer planmäßigen und
großzügigen Sozialreform« 72.
4. Die Weimarer Verfassung und Hitze - Kontinuität des sozialpolitischen
Leitbildes
Hitzes >geistigesTestament<, sein letzter Aufsatz, der den Titel seines >ma-
gnum opus< noch einmal wiederaufnahm (»Kapital und Arbeit und die
Reorganisation der Gesellschaft, Nachwort zu der gleichnamigen
Schrift«), wurde als das Kronzeugnis solcher nochmaligen Wandlung an-
gesehen. Er wurde in eine Situation hineingeschrieben, die nicht nur
durch den Zusammenbruch des Kaiserreiches und seine politischen Fol-
gen verändert war. Die gleichzeitig mit der Parlamentarisierung der Bis-
marck-Verfassung im Oktober 1918 einsetzenden Bestrebungen zu einer
Zusammenarbeit zwischen Unternehmern und Gewerkschaften hatten zu
der »ZeQtralarbeitsgemeinschaft« geführt, die am 15. 11. 1918 langer-
strebte Ziele der Arbeiterbewegung aller Schattierungen endlich sanktio-
nierte: die Anerkennung der Gewerkschaften als der Partner kollektiver
Tarifverträge und die Zusicherung des Achtstundentages sowie die Ein-
richtung von Arbeiterausschüssen und von Schlichtungsstellen für Kün-
digungsfragen; der Rat der Volksbeauftragten hatte diese Tarifverträge für
rechtsverbindlich erklärt und die vorgesehenen Ausschüsse eingesetzt?3.
Langfristige Forderungen Hitzes waren damit erfüllt und bereits vor den
Wahlen zur Nationalversammlung festgeschrieben worden.
Hitze war in der Weimarer Nationalversammlung Mitglied der Verfas-




73 Vgl. Karl Dietrich Erdmann, Die Weimarer Republik, Gebhardt IV/I, Stuttgart 91973,
175; lohn A. Moses, earl Legien und das deutsche Vaterland im Weltkrieg 1914-1918,
GWU Jg. 26 (1975), 607.
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am Betriebsrätegesetz maßgeblich mitarbeitete. Mit dem Werdegang der
Verfassung also aufs engste vertraut, hatte er sicherlich auch die die Na-
tionalversammlung begleitenden Parteitage der dort vertretenen Parteien
und deren programmatische Festlegungen aufmerksam verfolgt, beson-
ders der Partner des Zentrums in der Weimarer Koalition, der SPD und
der DDP. Hitzes letzter Aufsatz muß eben nicht nur diachronisch im
Verhältnis zu seiner eigenen Entwicklung, sondern ebenso sehr auch syn-
chronisch in einer Zusammenschau mit gleichzeitigen Ordnungsvor-
schlägen gesehen werden. Wenn er nach Becher (vgl. Anm. 22) in seinem
letzten Aufsatz seine Forderung nach einer »ständischen Ordnung« mit
»planwirtschaftlichen Entwürfen sozialistischer Autoren abzustimmen«
versuchte74, so rücken damit die wichtigsten dieser Entwürfe in die Be-
trachtung: der Entwurf »Gemeinwirtschaft« von RudolJ Wissell (SPD)
und der Entwurf »Autonome Wirtschaft« von Walther Rathenau (DDP).
Wissell, ehemaliger Gewerkschaftssekretär, seit 1918Mitglied des Reichs-
tages, nach der Umbildung des Rates der Volksbeauftragten vom 29. De-
zember Mitglied dieses Gremiums, dann Reichswirtschaftsminister zur
Zeit der Nationalversammlung und Reichsarbeitsminister im letzten par-
lamentarischen Kabinett der Weimarer Republik, hatte in einer Denk-
schrift energisch die Einführung einer »Gemeinwirtschaft« verlangt75•
Dagegen warf, trotz mancher übereinstimmung in der grundsätzlichen
Zielrichtung, Rathenau seine Konzepte einer »Autonomen Wirtschaft« in
die Debatte76• Für das Zentrum aber meldete sichHitze mit seinem letzten
Aufsatz schließlich zu Wort.
Ausgangspunkt für alle drei war die Chance eines Neubeginns unter Be-
sinnung auf bewahrenswerte Traditionen in der damaligen Situation.
»Wir wollen den Gedanken der Sei b s t ver wal tun g und der Mitbe-
teiligung aller Glieder«, so Wissellvor Berliner Kaufleuten und Industriel-
len, »der in den regionalen Organisationen der Gemeinde bei der Restau-
ration zwischen den napoleonischen Kriegen den Wiederaufbau des Staa-
tes ermöglichte, auf die Organisationen der Wirtschaft, d. h. die einzel-
nen Betriebe wie die fachlichen Vereinigungen von Unternehmungen er-
strecken.« 77 Für den in seiner Denkschrift entwickelten Reformplan hatte
74 Vgl. Becher, a.a.O., 65.
75 Vgl. Denkschrift des Reichswirtschaftsministeriums vom 7. 5.1919, in: RudolfWissel,
Praktische Wirtschaftspolitik, Berlin 1919, 97f.
76 Walther Rathenau, Autonome Wirtschaft, Jena 1919, Schriftenreihe .Deutsche Ge-
meinwirtschaft« Heft 16, hrsg. v. Erich Schairer.
77 Im Juni 1919, vgl. E. Schairer, Deutsche Gemeinwirtschaft, Heft 10, Jena 1919, 8.
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er die Bezeichnung »Gemeinwirtschaft« 78 gewählt. Durch Reichsgesetz
sollte noch vor Verabschiedung der Weimarer Verfassung eine umfas-
sende Räteorganisation beschlossen werden, welche die Lenkung des bei-
zubehaltenden planwirtschaftlichen Systems übernehmen sollte. Die
Spitze dieses Systems sollte ein Reichswirtschaftsrat werden, der vor allem
die Zusammenfassung eines Reichsunternehmerrats sowie eines Reichs-
arbeiterrats sein sollte. Auf der Unternehmerseite waren darunter regio-
nale Bezirksunternehmerräte vorgesehen, während sich auf der Arbeiter-
seite das System über die Bezirksarbeiterräte noch in den Betriebsarbeiter-
räten fortsetzen sollte. Auf der regionalen Ebene sollte es paritätische Be-
zirkswirtschaftsräte geben; anders als in der dann verabschiedeten Verfas-
sung, die nur eine fakultative Kontroll- und Verwaltungsbefugnis auf
»überwiesenen Gebie~en« für die Arbeiter- und Wirtschafts räte vorsah,
war von Wissell eine definitive hierarchische Aufsichts- und Weisungs-
kompetenz vorgesehen. Anders auch als in Weimar beschlossen, sollte
neben der regionalen auch eine vollständige fachliche Räteorganisation
entstehen, die hier das eigentliche Lenkungsorgan der Wirtschaft werden
sollte. Sie war dazu ebenfalls mit hierarchischer Aufsichts- und Wei-
sungskompetenz ausgestattet, darüber hinaus aber war sogar die Bestel-
lung von Reichskommissaren als staatliche Aufsichtsinstanz vorgesehen.
Für die großen Wirtschaftsgruppen sollten rechts- und geschäftsfähige
Wirtschafts b ü n d e entstehen, in deren Gremien auch Handel und Ver-
braucher vertreten sein sollten; diese Bünde sollten sich fachlich weiter in
obligatorische Wirtschafts ver b ä n d e aufgliedern. Diesen fachlichen
Räten sollte neben dem Abschluß der Tarifverträge obliegen: die Roh-
stoffbeschaffung und -verteilung, die Regelung von Ein- und Ausfuhr
sowie die Regelung des Absatzes unter Ausschaltung überflüssiger Zwi-
schenglieder, also eine Abkehr von Markt und Konkurrenz. Eine Reichs-
vermögensbank und ein Reichsfonds sollten die Investitionen lenken79•
Damit wäre ein komplettes teils staatliches, teils berufsständisches Len-
kungs- und Leitungsinstrument für die gesamte Wirtschaft entstanden.
Wissell warb vor dem SPD-Parteitag (13.6. 1919) für seinen umfassenden
Plan allerdings mit folgender überzeugung: »Keine Privat-, Gemeinwirt-
schaft müssen wir treiben. Die Gemeinwirtschaft bezweckt die Durch-
dringung der gesamten Produktion mit sozialistischen Prinzipien. Diese
78 Denkschrift vom 7. 5. 1919 in: Rudo/f Wissell, Praktische Wirtschaftspolitik, Berlin
1919,97 f. »Das Reichswirtschaftsministerium hat sich absichtlich bemüht, die von ihm
verfochtene Art Sozialismus unter dem noch nicht abgegriffenen Ausdruck >Gemein-
wirtschaft< zu betreiben.«
79 Vgl. Praktische Wirtschaftspolitik, a. a. 0., 113 f.
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Gemeinwirtschaft, wie sie mir vorschwebt, ermöglicht das allmähliche
Fortschreiten zum Sozialismus. «80Wissell hatte bereits die grundsätzliche
Kritik Rathenaus (»Scheinlösung«) erfahren, die verhaltenere von Hitze
stand noch aus; auch der Parteitag lehnte sein Schema ab. Nach Mettler
lehnte die eigene Partei den Vorschlag ihres Ministers ab, weil er inhaltlich
wenig Neues brachte, zu einem guten Teil nur schon vorhandene Arbeits-
gemeinschaften, so die schon erwähnte Zentralarbeitsgemeinschaft, ge-
setzlich festschreiben wollte8t. Entscheidender und wohl richtig war die
Befürchtung, daß vor allem die fachlichen Räte im Gegensatz zu Wissels
Intentionen die »wirtschaftliche Macht des Kapitals« stärken würden82;
denn Wissels komplexes Schema ähnelte doch auch den Gliederungspro-
jekten de!>»dritten Weges«, und wie weit auch immer die späteren Ver-
wirklichungen dieses dritten Weges die »Macht der Exekutive« auch über
die jeweiligen nationalen Wirtschaften erweitert haben83, die wirtschaftli-
che Stellung des Kapitals haben sie jedenfalls durch ihre korporativen Sy-
steme konsolidiert und verbessert, wie der Parteitag erahnte.
Rathenau hatte Wissell als zu perfektionistisch kritisiert, »... es entstand
ein höchst verwickelter Plan, der ... die wenigen, die ihn verstanden, er-
schreckte ... «84 Vor allem erschien ihm dieser Plan schlechthin als
Scheinlösung, weil seiner Meinung nach bei privatwirtschaftlichen Eigen-
tumsverhältnissen Risiko und Verantwortung nicht durch eine paritäti-
sche Mitbestimmung getrennt werden konnten8S und weil für ihn der
ganze Plan an der anstehenden gesellschaftspolitischen Aufgabe vorbei-
ging, nämlich der »des gerechten Besitzausgleichs, der Aufhebung des
proletarischen Verhältnisses, der Schaffung der neuen Gesellschaft«86.
'Für eine überwindung des »Zweiklassenzustandes« erschienen ihm Ver-
staatlichung und ähnliche Maßnahmen ungeeignet. Von seiner »Autono-
men Wirtschaft« dagegen erhoffte er sich dies und zudem eine Wirkung
für Deutschland, wie sie einst Weimar vielleicht gehabt hatte: »Dem neu-
en, versittlichten Geist der Solidarität und Freiheit wird kein zivilisiertes
Land sich entziehen können.«87
80 Vgl. Praktische Wirtschaftspolitik, a. a. 0., 96.
81 Vgl. Hans Mettler, Die Theorie der Sozialisierung, Diss. Zürich 1921, 16.
82 Vgl. Hitze, in: Deutsche Arbeit, a. a. 0., 69.
83 Vgl. Wolfgang Wippermann, Faschismustheorien, Darmstadt 1976, 47.
84 Autonome Wirtschaft, 10.
85 Ebda., 7.
86 Autonome Wirtschaft, 5 u. 20: »Soll der Arbeiter mit neuem Mut und Geist arbeiten in
einer Zeit, die noch härter sein wird als die jetzige, so muß er wissen, daß das Unterneh-
men ihm gehört. Der heutige Kern der Revolution, die regierenden Parteisekretäre, sind
ihm nicht Selbstzweck, sondern ein Mittel, dies Ziel zu verwirklichen .•
87 Ebda., 28.
29
Rathenaus »Neue Wirtschaft«, wie er sie auch nannte, sollte allerdings
ähnlich der »Gemeinwirtschaft« unter Beibehaltung der Formen privat-
wirtschaftlichen Managements zu planwirtschaftlicher Lenkung führen
und das Konkurrenzprinzip ausschalten: »Die Ordnung, zu der wir ge-
langen, wird eine privatwirtschaftliche sein, doch keine ungezügelte.«88
»Es ist nicht wahr, daß die verzweifelte Angst des Wettbewerbs uns stark
macht; ... «89Die eigentliche »Autonome Wirtschaft« sollte sich - und
hier gingRathenau nun weit über Wissellhinaus - mit neuen Formen eines
genossenschaftlichen Produktiveigentums in dem mittleren Feld zwi-
schen S t a a t s b e tri e ben für die Erstellung gemeinnütziger Güter und
k lei n e n Pr i v a t b e tri e ben entfalten: »Zwischen das Gebiet der
Staatsverwaltung und das Gebiet der Privatgeschäfte lagert sich eine
Schicht mittlerer Gebilde, die der privaten Anregung entstammen, ...
der Aufsicht des Staates unterliegen und ein selbständiges Leben führen,
... «90Die autonome Unternehmensform dieser Gebilde sollte durch Ge-
setz geschaffen werden: Die »Aktionäre oder sonstigen Besitzer treten in
die Reihe der Gläubiger, sie erhalten eine billig zu bestimmende feste
Rente und eine Tilgungsquote ... In die vollen Rechte der Vorbesitzer
treten die Arbeiter und Angestellten unter einer allgemeinen, jedoch nicht
belastenden Aufsicht des Staates.... Mit dem übergang der Eigentums-
rechte an Angestellte und Arbeiter ändert sich an sich weder der Aufbau
noch der Geschäftsgang des Unternehmens«91. Die autonomen Unter-
nehmungen hätten sich etwa wie Stiftungen selbstverwaltet92.
Als selbstverständliche Konsequenz dieser durch Gesetz erfolgenden Ei-
gentumsumschichtung erwartete Rathenau, daß sich eine (fachliche) Ge-
samtorganisation, wie sie für Wissell am Anfang stehen sollte, dann von
selbst ohne staatlichen Eingriff bilden würde. Er ging davon aus, daß sich
der »Eigensinn und Partikularismus des Unternehmers« nicht auf die
neuen Besitzer übertragen und eine selbstverwaltende Arbeiterschaft den
»Gedanken der Inlandkonkurrenz gar nicht mehr begreifen« würde93.
»Von selbst entstehen Verbände und Gilden, ohne gesetzlichen Zwang
setzen die Anfänge der Neuen Wirtschaft ein.«94 Diese dann zu öffent-
lich-rechtlichen Körperschaften auszugestaltenden Verbände sollten die
88 Walther Rathenau, Die neue Wirtschaft, zit. nach Erieh Sehairer, Rathenau-Brevier,
Deutsche Gemeinwirtschaft, Heft 5, Jena 1918, 6.
89 Ebda., 20.
90 Von kommenden Dingen, 145, zit. nach Sehairer, Rathenau-Brevier, 19.
91 Autonome Wirtschaft, 23.
92 Vgl.Mettler, a.a.O., 18.
93 Autonome Wirtschaft, 27.
94 Ebda.
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eigentlichen Managementzentralen werden, mit Aufgaben wie Absatzre-
gelung, Rohstoffeinkauf, Typisierung, Neuanlage bzw. Schließung von
Betrieben usw.: "Die Produktionspolitik geht aus den Händen der zer-
splitterten Werkleitungen in die Hände der zentralen Gildenleitungen
über, während der Werkleitung die örtlichen Aufgaben bleiben.«95 Ein
solcher Berufsverband wäre »der Form nach Aktiengesellschaft, dem
Handeln nach Syndikat« gewesen96; er hätte als Organisation eines gan-
zen Wirtschafts zweiges planwirtschaftlich sein Monopol verwaltet.
Rathenaus engagierter Entwurf läßt manche Fragen zu. Wäre zum Bei-
spiel die Einheit von Risiko und Verantwortung, dieRathenau beiWissells
Entwurf verrnißte, in seiner »Autonomen Wirtschaft« gegeben gewesen,
z. B. für den Arbeiter und Mitbesitzer eines beliebigen kleineren Werkes,
das die produktionspolitischen Entscheidungen einer zentralen Gildenlei-
tung auszuführen hätte? Hätte eine »allgemeine, jedoch nicht belastende«
Staatsaufsicht genügt gegenüber der Macht, die der Besitz des jeweiligen
Monopols jedem der Berufsverbände verschafft hätte? Hier lag ja das nicht
gelöste Kardinalproblem der ständischen Entwürfe wie Verfassungen, das
Ideal einer größtmöglichen Selbstverwaltung dieser Stände gesetzlich ab-
zusichern gegenüber einem Staat, der seinerseits jederzeit zum Eingreifen
in der Lage sein muß. Rathenaus zentrale große Gilden und Berufsver-
bände wären ja ständische Körperschaften, Berufsstände gewesen, auch
seinVorschlag lag damit in der Bandbreite des »dritten Weges«. Die ,linke
Abweichung< des italienischen Faschismus zum Beispiel wollte ebenfalls
das gesamte Produktiveigentum auf die Korporationen übertragen, d. h.
alle in einem Wirtschaftszweig Tätigen zu Mitbesitzern seiner Produk-
tionsmittel machen97. Selbstverständlich aber dachten Rathenau wie auch
Wissell ihre wirtschaftlichen Reformvorstellungen als Ergänzung der ega-
litären parlamentarischen Demokratie, nicht als Mittel zu deren über-
windung; ihre Vorstellungen bezogen sich allein auf den wirtschaftlichen
Bereich.
Wie äußerte sichFranz Hitze zu den gesellschaftspolitischen Fragen jener
Zeit? Weder schlug er eine so umfassende Rätehierarchie wie Wissell vor
95 Ebda.
96 Vgl.Mettler, a.a.O., 17.
97 Vgl.Giampero Carocci, Storia deI Faseismo, Milano 1959, 58: -Per Ugo Spirito, teore-
tieo gentiliano e, politieamente, faseista sinistro, la proprieta dei mezzi di produzione
doveva essere delle corporazioni, nelle quali addirittura 10 Stato si sarebbe a poeo identi-
fieato ... « (Nach Ugo Spirito, einem Theoretiker aus der Schule Gentiles und, poli-
tisch, Faschisten des linken Flügels, sollte das Eigentum der Produktionsmittel bei den
Korporationen liegen, in denen sich der Staat nach und nach geradezu selbstverwirklicht
hätte.)
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noch regte er so weitgehende Eingriffe in die wirtschaftliche Besitzstruk-
tur wieRathenau an; mit seinen Vorstellungen stand er vielmehr der gege-
benen Wirtschaftsordnung und dem Rahmen der Weimarer Verfassung
am nächsten. Er begrüßte in seiner Stellungnahme die in Art. 165 der
Weimarer Verfassung niedergelegte nur regionale Räteorganisation mit
der Feststellung, »daß das ganze Rätesystem, wie es in der Verfassung ver-
ankert ist, die end I ich e E rf ü II u n g alt erZ e n t rum s g e -
dan k e n darstellt«98. Er berief sich dafür vor allem auf »Kapital und Ar-
beit«, sein Aufsatz war ja als» Nachwort« dazu gefaßt. Dort hatte er sepa-
rate Kammern für die Arbeitnehmer wie die Arbeitgeber aller Berufs-
zweige als Interessenvertretungen auf Bezirksebene gefordert, die auf
Reichse~ene in einem »Volkswirtschaftsrath« zusammengefaßt werden
sollten, um »alsOrgan von Sach ver s t ä n d i gen bei Ausarbeitung der
Gesetze berathend zur Seite« zu stehen99. Das Zentrum hatte im alten
Reichstag auch mehrfach die Errichtung von Arbeiterkammern wie von
Arbeitskammern beantragt100; in der in Art. 165vorgesehenen Räteorga-
nisation mit dem begutachtenden Reichswirtschaftsrat als Spitze, der auf
seinen Gebieten auch das Recht der Gesetzesinitiative hatte, konnte Hitze
daher mit Recht eine Erfüllung von Zentrumsforderungen erblicken. Be-
zirkswirtschaftsräte (Bezirksarbeiterräte und Vertreter der Unternehmer)
sollten den regionalen Unterbau bilden.
Die sich hier andeutende Beschränkung auf das in der Verfassung Er-
reichte unter Abkehr von großen Zukunftsperspektiven klang auch in
Hitzes weiterer Würdigung an. Die vorgesehenen Räte waren für ihn »Be-
rufsorganisation« oder auch bereits »berufsständische Organisation«,
»stärkster Ausdruck« der Berufssolidarität von Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern, waren ihm schon »Beginn der >Sozialisierung<und >Gemein-
wirtschaft<<<101: »Die Erfahrungen in der berufsständischen Organisation
können die Arbeiter erst recht für die Propaganda wie auch für die Durch-
führung der Sozialisierung fruchtbar machen. Vielleicht wird aber die Er-
fahrung erweisen, daß auch ohne Vollsozialisierung sich eine Gemein-
wirtschaft aufbauen läßt, bei der sowohl die Arbeiterschaft als auch die
Konsumenten und die Staatsgemeinschaft ihre Interessen vollauf gewahrt
finden, und daß dieser berufsständischen Sozialisierung in mancher Be-
ziehung gegenüber der staatlichen und gemeindlichen Sozialisierung sogar
98 In: Deutsche Arbeit, 52.
99 Vg!. Kapital und Arbeit, 420 f.
100 Vg!. Deutsche Arbeit, 48; Skizze der Arbeiterfrage, 16; Verhand!. d. Reichstags, 9. Le-
gislaturperiode, V. Session 1897/98, 11, 1435.
101 Vg!. Deutsche Arbeit, 67.
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der Vorzug gewährt. « 102Der sich auf Erreichtes beschränkende Tenor
klang auch aus der Ablehnung weiterführender staatlicher Eingriffe:
»Wieweit dieser Weg gegangen werden soll, darüber bestimmen zunächst
die Beteiligten selbst.« 103Im übrigen sollte die bisherige »monarchische«
Betriebsleitung nicht angetastet werden, sie w'ar für Hitze eine Notwen-
digkeit104.Auch er bekannte sich in jener Zeit kriegs~ und nachkriegsbe-
dingter wirtschaftlicher Schwierigkeiten und Engpässe augenscheinlich
zur Planwirtschaft, aber weniger prinzipiell, sondern aus reinen Effektivi-
tätsüberlegungen: »Kurz., weit bedeutungsvoller als das Problem einer
anderen Verteilung des Gewinnes ist das der S te i ger u n g der Pro-
d u k t ion und der M i n der u n g der K 0 s t e nun d Ver I u s t e
durch eine zielbewußte PI a n wir t sc h a f t.«105 Die Produktivität
stand für ihn im Vordergrund.
Mit seiner Beschränkung auf das verfassungsmäßig Erreichte deckte sich
auch Hitzes Ablehnung eines Neudrucks von» Kapital und Arbeit«. In je-
ner Zeit des Neubeginns, als neben den Plänen Wissells und Rathenaus so
mancher berufsständische Vorschlag veröffentlicht wurde, so durch Wi-
ehard von M oellendorfJ, H einrieh H errfahrdt und Othmar Spann, der ge-
rade seinen »wahren Staat« entwarf, setzte Hitze den Bitten um eine Neu-
auflage seines doch nun wieder hochaktuellen Buches ein klares Nein ent-
gegen: »Das ist jedoch ohne eine wesentliche Umarbeitung und Weiter-
führung nicht möglich. In den vierzig Jahren haben sich die wirtschaftli-
chen und politischen Verhältnisse und auch die geistigen Voraussetzungen
und Anschauungen gewaltig verändert .... Soweit die Ideen noch heute
als berechtigt - und vielleicht erst recht berechtigt - und bedeutsam er-
scheinen, mögen jüngere Kräfte ... sich derselben annehmen.«106 Im-
merhin deutete er wohl Linien solcher Umarbeitung und Weiterführung
an.
Der wohl wichtigste Punkt einer solchen Umarbeitung seines Werkes
hätte die Absage an den reinen Ständestaat und damit die Verankerung des
Bekenntnisses zur egalitären, libertären Demokratie darin betroffen.
Während gerade in jenem Jahre 1921 Spann seine studentischen Hörer zur
»Vernichtung der Mitgardschlange des Marxismus und der Demokratie«,
zur »Schöpfung gesunder ständischer Bindungen« aufrief107,hielt Hitze




106 Deutsche Arbeit, 42.
107 Vgl. Der wahre Staat, 54, 228, 233, 298.
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Freiheit und Gleichheit nicht wieder für »durchaus unfruchtbar für den
Aufbau einer Gesellschaftsordnung«108, sondern hielt auch gerade jetzt
weiterhin am allgemeinen, gleichen Wahlrecht fest: »In jedem Stadium,
auch der vertraulichen Verhandlungen über das Rätesystem in der Deut-
schen Nationalversammlung habe ich mich auf den Boden gestellt, wie er
dann in der Verfassung festgelegt ist: voll e Auf r e c h t e r haI tun g
der souveränen Stellung des Reichstages, neben die-
sem der Re ich s wirt sc h a f t s rat mit Begutachtungs-, Anre-
gungs- und Vorschlagsrecht in den wirtschaftlichen und sozialen Fra-
gen.« 109Dieser Haltung entsprach, daß er für etwaige weitere Schritte
über ~ie von der Nationalversammlung beschlossenen Regelungen hinaus
nicht mehr wie in »Kapital und Arbeit« nach dem Staat rief (»soll es zu ei-
ner ernsten> Vergesellschaftung< und festen >Ordnung< kommen, dann be-
dürfen wir des Staates«)110, sondern zunächst die eigentlich Betroffenen
befragt wissen wollte: »Wieweit dieser Weg gegangen werden soll, dar-
über bestimmen zunächst die Beteiligten selbst.« 111Unter solcher Vor-
ordnung muß dann auch sein Gedanke, daß die Kompetenzen des
Reichswirtschaftsrates vielleicht einmal erweitert werden könnten, gese-
hen werden: »Ob und inwieweit in den wirtschaftlichen und sozialen Fra-
gen die Initiative und das Recht selbsteigener Entscheidung und Geltend-
machung des Reichswirtschaftsrates - namentlich in Fragen der Verwal-
tung - noch erweitert und verstärkt werden könnte, mag dabei der Erfah-
rung der Zukunft überlassen bleiben.« 112Traf sich Hitze in der Bejahung
der parlamentarischen Demokratie mit Wissell und Rathenau, so trennte
ihn aber von beiden seine Ablehnung weitergehender, grundsätzlicher
staatlicher Eingriffe über den Verfassungsrahmen von Weimar hinaus.
Die Räteorganisation des Art. 165 erfüllte Hitz es noch verbliebene berufs-
ständische Wünsche. Wenn er bei einer etwaigen zukünftigen
Kompetenzerweiterung des Reichswirtschaftsrats namentlich an Verwal-
tungsaufgaben dachte, so mag er dabei die fakultative Bestimmung des
Art. 165 im Auge gehabt haben, daß den Arbeiter- und Wirtschaftsräten
»auf den ihnen überwiesenen Gebieten Kontroll- und Verwaltungsbefug-
nisse übertragen werden« konnten. Er mag aber auch die schon in »Kapi-
tal und Arbeit« von ihm vorgesehenen und hier wiederaufgenommenen
»Industrie- und Handelsgilden« im Blick gehabt haben. Die bereits vor
108 Kapital und Arbeit, 254.
109 In: Deutsche Arbeit, 51.
110 Kapital und Arbeit, 439.
111 In: Deutsche Arbeit, 67.
112 Ebda., 51.
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dem Kriege von ihm konstatierte überwindung der »Produktionsanar-
chie« 113durch Kartelle, Syndikate usw. war weiter fortgeschritten: »Die
deutsche Industrie hat ja inzwischen gel ern t, beinahe zu gut gelernt.
Sie hat sich zu Kar tell e n, Syndikaten, Preiskonventionen usw. zu-
sammengeschlossen, um Angebot und Nachfrage in Harmonie zu erhal-
ten oder auch durch Zurückhaltung des Angebots die Marktlage für sich
günstiger zu gestalten. Die fusionierten G roß ban k e n üben in gleicher
Weise Kontrolle aus und dirigieren die Produktion, hemmen oder fördern
Neugründungen, >sanieren, vom Zusammenbruch bedrohte Unterneh-
men usw. Die Börse ist das Barometer ... (,114Hitze begleitete diese im
Prinzip bejahte Entwicklung mit der erneuerten Forderung nach einem
Kartellgesetz: »Deshalb ist heute ein Kar tell g e set z dringlichst gebo-
ten, und zwar weit schärfer als das früher verlangte.«115
Vor allem wollte aber Hitze diese freiwilligen Zusammenschlüsse (Syndi-
kate, Kartelle usw.) in öffentlich-rechtliche Instituionen eingebunden
wissen, die er, wie schon in »Kapital und Arbeit« 116, »in Erinnerung an
die kaufmännischen Gilden der Hansa«117 Industrie- und Handelsgilden
genannt haben wollte: »Wichtiger aber und durch unsere wirtschaftliche
Notlage dringend geboten erscheint die Ablösung, Fortbildung oder doch
Ergänzung der Kartelle durch ö f f e n t 1ich - r e c h tl ich e >Sei b s t -
ver wal tun g s k ö r per, der I n d u s tri e.« 118Diese Gilden sollten
in Mitgliedschaft und Beschluß für alle »Berufsgenossen« verbindlich sein
und einer machtbeschränkenden Staatsaufsicht unterstellt werden 119.
Auch diese Körperschaften sollten jedoch ebenfalls nur »bei Bedarf« und
dann »von unten« her, d. h. also von den Beteiligten selbst, gebildet wer-
den; Hitze warnte wiederum vor einer perfektionistischen »überorgani-
sation« wie in Wissells Projekten 120, möglicherweise in weiser Ahnung
dessen, was alles auf korporativem Gebiet an parastataler Bürokratie sich
aufblähen konnte121.
Für die Sozialreformer war der Aufgabenkatalog dieser Gilden eine Ent-
täuschung, war er »berufsständischer Kapitalismus« 122. Lediglich vier
113 Vgl. Skizze der Arbeiterfrage, 19.
114 In: Deutsche Arbeit, 57.
115 Ebda., 58.
116 Vgl. Kapital und Arbeit, 518.




121 Z. B. im italien. Korporationenstaat, vgl. Salvatorelli/ Mira, a. a. 0., 549 f.
122 Vgl. PaulJostock, Der Ausgang des Kapitalismus, Leipzig 1928, 263.
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dieser Aufgaben verkörperten eigentlich ständische Anliegen: die Punkte
8, 9, 10 und 11, welche Sicherheits- und Wohlfahrts einrichtungen, die
Arbeitszeitregelung und die Errichtung von Verständigungs- und
Schiedseinrichtungen wie von Fachschulen betrafen; der Großteil befaßte
sich mit der Förderung der Unternehmen (gemeinsame Statistik und Pro~
gnostik des Marktes, Förderung des Außenhandels und neuer Technolo-
gien, Messen, Interessenvertretung)123. Nicht minder enttäuschend muß
der Gesamtgehalt von Hitzes Nachwort zu »Kapital und Arbeit« über-
haupt gewesen sein; er belegte keine dritte und endlich wieder sozialre-
formerische Phase in Hitzes Denken, sondern nur eine konsequente Fort-
setzung seiner bisherigen sozialpolitischen Haltung. Mit Hitzes beibehal-
tener bzw. durchgehaltener Entscheidung für das allgemeine, gleiche
Wahlrecht und eine entsprechende Legislative war der grundsätzliche
Würfel schon zugunsten eines sozial pol i t i s ehe n Programms gefallen,
denn die christliche Sozialreform war ja ebenso gegen den Räte- wie gegen
den liberalen Verfassungsstaat gerichtet, sie beklagte, »wie der atheisti-
sche Sozialismus mit erhöhten Kräften das Zerstörungswerk dort fort-
führte, wo der Liberalismus aufgehört hatte« 124.
Was bedeutete bei Hitze der Begriff »berufsständisch« nun noch?]ostocks
Formel »berufsständischer Kapitalismus« deckt, wenn man sie jedes pejo-
rativen Sinnes entkleidet (auch der Vermutung, daß Hitze etwa den Kapi-
talismus um des Kapitalismus willen erhalten sehen wollte), zu einem gu-
ten Teil die von ihm in seinem »Nachwort« eingenommene Position. Die
von Hitze dort angezogenen gewaltigen Veränderungen der wirtschaft-
lich-politischen Verhältnisse und der geistigen Voraussetzungen, die ihn
einen Neudruck seines großen Werkes ablehnen ließen, müssen für ihn
Fortschritte auf der Linie gewesen sein, die ihn bereits 1910 und früher125
den Arbeiter, dessen einstige Lage ihn zu »Kapital und Arbeit« inspirierte,
als nunmehr gleichberechtigten Vollbürger sehen ließen. Berufssolidarität
durch die verfassungsmäßige Räteorganisation einerseits und höhere Pro-
duktivität durch Gilden und Planwirtschaft andererseits waren die Aufga-
ben einer zukünftigen Entwicklung, für die er schon in »Kapital und Ar-
beit« plädiert und die er als >Restbestand< jenes Zielkatalogs in seine so-
zialpolitische Zeit übernommen hatte. Beibehaltung der bestehenden po-
litischen wie auch der Eigentumsordnung waren durchgehaltene An-
schauungen seiner >zweiten Phase<, die die korrigierende Umarbeitung
seines großen Werkes erfordert und es zu einem sozialpolitischen Pro-
123 Vgl. Deutsche Arbeit, 60.
124 ]ohannes Messner, Dollfuß, Innsbruck 1935, 121.
125 Vgl. Skizze der Arbeiterfrage, 38.
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gramm gestaltet hätten. Dies erschöpft den Inhalt des Begriffes »berufs-
ständisch« inHitz es letztem Aufsatz 126. Nicht aber kann sein geistiges Te-
stament als »doch offenbar ein Bekenntnis zu einer planmäßigen und
großzügigen Sozialreform« 127 interpretiert werden, noch als Beleg gelten,
daß Hitze »kurz vor seinem Tode zu den Forderungen nach einer ständi-
schen Ordnung steht« 128.
Hitze verblieb also auch in seinem Nachwort in den Zielvorstellungen, die
er sich nach dem Eintritt in die soziale und sozialpolitische Praxis erwor-
ben hatte, und kehrte nicht zum »dritten Weg« zurück, dem Wege, der als
faszinierendes Leitbild jener Jahre in der modernen Faschismusforschung
noch mehr Beachtung finden sollte als nur bei Ernst Nolte129 und Wolf-
gang Wippermann 130.
Es ist zwar hier nicht zu untersuchen, ob ein solcher dritter Weg schon eo
ipso die MÖglichkeit einer funktionalen, faschistischen Gestaltung von
Staat und Gesellschaft einbegreift. Die werbende Wirkung eines dem Di-
lemma entfliehenden dritten Weges war aber ursächlich an Entstehen und
Popularität der Faschismen beteiligt, verständlich in einer Zeit, die sich
mit der Not der von Amerika ausgehenden Weltwirtschaftskrise und den
Schrecken der Stalinschen Kollektivierung konfrontiert sah. Auch die
breite sozialreformerische Strömung im Sozialkatholizismus, die in der
Enzyklika »Quadragesimo anno« ihre Kulmination erlebte, sah sich der
Situation dieses Dilemmas ausgeliefert. Insofern ist nicht nur ihre dama-
lige Resonanz verständlich, sondern auch, daß sie Franz Hitze, den gro-
ßen alten Namen des Sozialkatholizismus, für sich in Anspruch nehmen
wollte. Der von Hitze so begrüßte, zunächst in vorläufiger Form institu-
tionalisierte Reichswirtschaftsrat beendete bereits 1923 ein nicht erfolg-
reiches Dasein131• Damit brach eine der Instituionen, auf die er besondere
Hoffnungen gesetzt hatte, zusammen. Wie er hierauf wie auch auf andere
Enttäuschungen in Zusammenhang mit den von ihm vorgeschlagenen und
nie entstandenen Gilden, der Weltwirtschafts krise reagiert hätte, entzieht
sich einer Einschätzung.
126 In diesem Sinne vermerkt Grenner, a. a. 0.,254, unter entsprechender Verordnung:
»Erst in seinem Alter knüpfte er noch einmal korrigierend, aber auch bestätigend an
seine Jugendschriften an.«
127 Müller I, 204.
128 Becher, a. a. 0., 65.
129 Vgl. Ernst Nalte, Der Faschismus in seiner Epoche, München 1963.
130 Vgl. Wippermann, a. a. 0., 64 f. u. 77 f.
131 Vgl. Stenograph. Berichte des Vorläufigen Reichswirtschaftsrats, Bde. 1920/21 u.
1922/23; Erdmann, a. a. 0., 215/16.
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